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Beklagte und Revisionsbcklagteo

Der 19 Senat hat ohne mündliche Verhandlung am

29„ November 1967 durch}

Präsident S c h n e i d e r
\ — Vorsitzender —9

Bundesrichter Dr„ S c h u b e r t und

Bundesrichter H e y e r‚
Bundessozialrichter G ü n t h e r ‘ und

Bundessozialrichter W e i n r e i c h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 100 Februar

1965 wird zurückgewiesen„
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Der Kläger begehrt im Verfahren zur Herstellung von Versi—

cherungsunterlagen für die Zeit seiner Beschäftigung in

Danzig von Januar 1924 bis Dezember 1939 eine bessere Bewer—

tung (@ ll Abso 2 Versicherungsunterlagenverordnung —VuVO—

vom30 März l960‚ BGBl I 137% ' ‘

Der im Jahre 1899 geborene Kläger hat eine Bsnklehre durch—

gemacht und Wer in der Folgezeit bei verschiedenen Banken

in Danzig als Angestellter beschäftigte Die entsprechenden

Versicherungsknrtcn — mit Beitragsmsrken der Danziger Ange—

stelltcnversicherung vom 1„ Dezember 1925 an — liegen vor„

Schon im Jahre 1922 erhielt der Kläger Hsndlungsvollmacht

und wurde Leiter der Dokumenten—9 Waren—9 Remboursw und

Wechselebteilung bei der Ostbenk für Handel und Gewerbe„

Zweigniederlessung Danzig, der Späteren Danziger Bank für

Handel und Gewerbe A„GO; ihm unterstenden zuletzt 20 Ange—

stellteo

Im Laufe des vom Kläger betriebenen Verfahrens zur Herstel—

lung der Ve sicherungsuntorlagen teilte ihm die Beklagte im

Jahre 1957 mit9 daß die Lohn und Geheltsklassen der anzigcr

Versicherung den ihrer Bezeichnung entsprechenden Lohn- und

Gehaltsklasscn der Invalidenv€rsicherung und Angestelltenverw

sicherung gleichgestellt würdeno Als der Kläger später noch

die Feststellung von Ersatz? und Ausfellzeiten begehrte?

übersandte ihm die Beklagte eine Bescheinigung über seine

nachgewiesenen Versicherungszeiten9 in der er nunmehr für

die Zeit von 10 Januar 1924 bis zum 31„ Dezember 1939 in die

LeistungsgruPpe B 3 der Anlage 1 zu @ 22 des inzwischen cr-
1assenen Fremdrentengesetzes (DRG) eingestuft wer° Auf den

Einspruch des Klägers hin stufte ihn die Beklagte durch Be_

scheid vom 180 Dezember 1963 für die genannte Zeit in die

Leistungsgruppe B 2 ein„ Sein hiergegen eingelegter Wider“

Spruch sowie seine anschließende Klage und Be ufung waren
erfolglos°
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Das Landessozialgericht (LSG) ging davon aus„ daß für die erwähn—

ten Zeiten der Beschäftigung des Klägers in Danzig allein die

Vorschriften des EEG maßgebend seien9 und daß dieses Gesetz

entgegen der Meinung des Klägers weder gegen Artikel 3 des

Grundgesetzes (GG) noch gegen Arte 14 GG verstoßeo Die Auf—

fassung des Klägers? daß erst durch Arto 7 @ 3 Abso 1 Buchst„ c

des Fremdrcntcn— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes (FANG)

die Verordnung über die Einführung der Re'chsversicherung in

der bisherigen Freien Stadt Danzig vom 220 Januar 1940 mit

Wirkung vom le Januar 1959 aufgehoben werden sei und daher bis

dahin die Vorschriften dieser Verordnung noch anzuwenden seien„

treffe nicht zuo Die Einstufung des Klägers in die Leistungs-

gruppe B 2 sei im übrigen mit Rücksicht auf sein damaliges

Lebensalter zu Recht erfolgt7 zumal er keine Prokura und nur

beschränkte Dispositionsbefugnis besessen habe (Urteil vom

19„ Februar 1965)0

Mit der — zugelassenen — Revision beantragt der Kläger,

die Urteile des Sozialgerichts (se) Hannover
vom 5U Juli 1964 und des LSG Niedersachsen vom

190 Februar 1965 aufzuheben und die Beklagte unter

Aufhebung des Bescheids vom 180 Dezember 1963

und des Widerspruchsbescheids vom 23„ März 1964

zu verurteilen? ihn für die Zeit vom 1„ Januar

1924 bis zum 31„ Dezember 1939 in die Leistun■ww

gruppe B 1 der Anlage 1 zu 5 22 FRG einzustufen,

hilfsweisep

die zur Danziger Angestelltenversicherung ent—

richteten Beiträge für die Zeit vom 10 Januar 1924
bis zum 310 Dezember 1959 entsprechend ihren aufge_

druckten Beitrags:lassen anzurechnen‚

hilfsweise7

den Rechtsstreit auszusetzen und die Sache nach

Arto 100 Abs„ 1 Satz 1 GG dem Bundesverfassungs—

gericht vorzulegeno

- 4 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 1

Er rügt in erster Linie die unrichtige Anwendung der Vor—

schriften des FRG„ Die Beklagte verfahre bei der Einstufung

in die einzelnen Leistungsgruppen zu schematisch; Wenn sie

nur Betriebsdirektoren in der Industrie; Leiter größerer

kaufmännischer Betriebe9 Geschäftsführer von Berufsgeh seenw

schaften und Krankenkassen sowie Chefärzte von Krankenhäu_

sern in die Leistungsgruppe B 1 einreihe„ Eine so enge Aus-

legung der Anlage 1 zu 5 22 FRG werde der von ihm; dem Klä—

ger; bekleideten Stellung als verantwortlicher Leiter einer

der wichtigsten Abteilungen in einer Bank am Seehandelsplatz

Danzig nicht gerechte Die Beklagte verkenne‚ daß die Merk“

male im Gruppenkatalog nur als Anhalt für die individuelle

Einreihung gedacht seien°

Zum mindesten müßten die für ihn entrichteten Beitrags—
marken entsprechend den aufgedruekten Beitragsklassen engem

rechnet werden„ Die Auffassung des LSG, daß die Verordnung

über die Einführung der Reichsversieherung in der bisherigen

Freien Stadt Danzig vom 220 Januar 1940 keine Rückwirkung

auf frühere Zeiten gehabt habe„ sei irriz; dies ergebe sich

aus 55 18 und 19 dieser Verordnung„ Würden die für ihn tat—

sächlieh entriehteten und durch die Versieherungsunterlngen

nachgewiesenen Beiträge nicht wie im Reichsgebiet geleistete

Beiträge bewertet, komme das einer Enteignung gleich‚ die

gegen Art() 3 und 14 GG verstoßeo Notfalls müsse das Bundesw

verfassungsgerieht entscheiden0

Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Revision0

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt (@ 124 Abs„ 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)0

Die Revision ist zulässig; aber unbegründeto Die Beklagte

ist zutreffend vom FRG ausgegangen und hat den Kläger zu
Recht in die Leistungsgruppe B 2 der Anlage 1 zu @ 22 DRG

eingestufto
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Naeh den Feststellungen des LSG sind die Versicherung sunter—

lagen des Klägers für die Zeit vom 19 Januar 1924 bis zum

310 Dezember 1939; um die es in diesem Verfahren allein geht;

vollständig erhalten„ Daher sind weder die Voraussetzungen

für eine Ers etzung der Unterlagen nach @ 135 des Anges tellten—

versicherungsgesetzes —AVG—(@ 1413 der Reichsversicherungs-

ordnung —RVO—)noch die des @ l VuVO erfüllto Trotzdem ist

d:1s Verfahren zulässig? weil es sich um Zeiten hunde lt die

eh dem DRG anrechenbar sind (@ 11 Abso 2 VuVO)O

:

C
Lfn gm {gen der Ansicht des Klägers sind die Vers ieherungszeiten‚

die er in der Zeit vom 10 Januar 1924 bis 310 Dezember 1939

bei dem Ve sicherungsträger der Freien Stadt Danzig zurück_

gelegt hat keine nach @ 27 Abso l Buchst° & AVG idF des Art„
3 Vro 1 1ANG enreohnungsfähigen Versieherungszeiten„ Mit dem

Inkrafttreten des Vers ailler Vertrages — 100 Januar 1920 _
schied das Gebiet der Freien Stadt Danzig aus dem Verband des

Deutschen Reiches aus und wurde ein staats» und völkerrechtm

lich selbständiges Gebieto Die seitdem in der Freien Stadt

Danzig engewendeten Gesetze waren nicht mehr Gesetze des

Deutschen Reiches„ sondern o1che der Freien Stadt Danzigo

Das galt auch für die Vorschriften auf dem Gebiet der Sozial—

versicherung9 obwohl sie aus dem alten Reichsrecht übernom«

men und mit diesen inhaltsg leich waren (Vg1 85G 229 284; 285)„

Daran hat die Verordnung über die Einführung der ReichsVer—

sicherung in der bisherigen Freien Stadt Danzig vom 22„ Januar

1940 (I GB1 I 260) nichts geändert; durch sie v1u1de zwar die

Danziger Sozialversieherung mit Wirkung vom 10 Januar 1940

an auf die reichsgesetzliche Sozialversicherung übergelcitet;

die Vorschriften der 55 18„ 19 dieser Verordnung hoben aber

nicht etwa rückwirkend das Danziger Recht auf und setzten r1ck»

wirkend Re ichsrecht in Kraft sondern sie bestimmten, daß die

nach Danziger Recht erworbenen Leistungen und Anwerts cha1’ten

nach den näheren Vorschriften der Verordnung von den Trägern

der Reichsversicherung zu übernehmen wareno Diese Zeiten blie»

ben also nach wie vor nach Danziger Recht erworbene Versiche—
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rungszeiteno Nur die nach der Einführung der Reichsversiche—

rungsgesetze im Jahre 1940 bis zum Zusammenbruch in Danzig

erworbenen Zeiten waren wieder solche; für die‘hach früheren

Vorschriften der reichsgesetzlichen Invalidenw oder Ange—

stelltenversicherung" (FANG Arte 2 Nro 19 Art„ 3 Nr„ 1) Beim

träge entrichtet und die daher bei einem “deutschen Versiche—

rungsträger" zurückgelegt worden waren (@ 3 FRG)° Während
ihrer selbständigen Existenz war die Freie Stadt Danzig @
wie oben dargelegt —

kein Teil des Deutschen Reiches‚ waren

daher die dort geltenden Gesetze keine Reichsgesetze und die

dort erworbenen Versicherungszeiten nicht bei einem deutschen

Versicherungsträger (@ 5 DRG) erworben“ Das Gesetz über die

Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge (BVDG) _
BGBl I 19579 1215 — unterscheidet zwischen den ”unter frem_

_
der Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten" und den

Gebieten "außerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches nach

dem Gebietsstand vom 510 Dezember 1957” (@ 1 Abs„ 1 BVDG)S

zu denen es ausdrücklich auch Danzig rechnet (@ 1 Abso 2
Nro 3 BVFG)„ Dieser Unterscheidung folgt auch das DRG, wenn

es in seinem @ 1 Abso l Buchsto a auf 5 1 BVFG verweist und

dann wieder in @ 16 DRG ausdrücklich die in 5 1 Abso 2 Nr„ 3
BVFG genannten "ausländischen" Gebiete von den ”unter fremder

Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten" unterscheidet»

Die während der selbständigen Existenz der Freien Stadt Dan-=

zig erworbenen und nach der Eingliederungsverordnung (vom

220 Januar 1940) von den Trägern der Reichsversicherung zu
übernehmenden Zeiten fallen daher sowohl unter 5 15 als auch

unter 5 17 Abso 1 Buchst„ b FRGO Das gilt auch für die hier
streitigenp vom Kläger in der Zeit vom 1c Januar 1924 bis

zum 310 Dezember 1939 bei dem Danziger Versicherungsträger

erworbenen Beitragszeiten0

Allerdings war die Rechtslage bis zum Erlaß des FAHG anders

gewesen„ Zwar hatte die Verordnung vom 220 Januar 1940 mit

dem Zusammenbruch ihre unmittelbar verbindliche Kraft verlom

ren; sie galt weder ohne weiteres im Gebiet der ehemaligen

„_„7_
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Freien Stadt Danzig weiter9 noch verpflichtete sie die Ver—

sicherungsträger der Bundesrepublik unmittelbar? Deren Ver-

pflichtungen aus Versicherungsverhältnissen waren aber durch

das Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz (FAG) auf den deut_

schen Versicherungsträger übergegangen (@ 1 FAG Abs„ 19 Abs„ 2

Nro 1 Satz 1 und Satz 2, Abso 7; © 3)„» Diese Rechte hätten
auch dem Kläger zugestandenz wenn für ihn ein Versicherungsm

fall eingetreten wäre? solange das FAG galto Daher war auch

die dem Kläger im Jahre 1957 erteilte Auskunft der Bundes-

versicherungsanstalt für Angestellte (BfA) richtigo

Für den Kläger ist jedoch kein Versicherungsfall eingetreten£

solange das FAG in Kraft waro Inzwischen ist diese Auskunft

überholt; denn durch das FANG wurden die für etwaige künftige

Ansprüche des Klägers maßgebend gewesenen Vorschriften des

FAG grundlegend geänderte In der Angestelltenversicherung

der Bundesrepublik werden nunmehr alle Zeiten unmittelbar

angerechnet? für die auf Grund früherer Vorschriften der

reichsgesetzliehen Angestelltenversicherung Beiträge wirk»

sam entrichtet sind? und damit auch die Zeit vor dem looJanuar

1920 und nach Dezember 1939 für die Beschäftigungen in Danz1g
(Arte 3 Nr„ 1 FANG)o Dagegen wurden die in der Zeit von 1920

bis 1939 zu einem Träger der Danziger Versicherung entrich_

teten Beiträge solche„ die nach 95 15„ 17 FRG anzurechnen
und nach Maßgabe des % 22 FRG und seiner Anlagen zu bewerten

sind? wobei die Zeit vom 1„ August 1921 bis zum 310 Dezember

1925 (Inflation) nach Anlage 8 zu 5 22 FRG ebensowenig bee
wertet wird wie die zu der reichsgesetzlichen Versicherung

in diesem Zeitraum entrichteten Beiträgeo Die Verordnung vom
220 Januar 1940 wurde folgerichtig durch Arto 7 5 3 Abs„ 1

Buchstu c FANG "außer Kraft gesetzt"‚ dch„ sie ist von da an
im Rahmen des Bundesrechts nicht mehr anwendbar9 soweit nicht

etwa bei alten Versicherungsfällen noch @ 3 FAG gilto
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Dadurch? daß das ÜEntschädigungsprinzip" des FAG mit dem

Inkrafttreten des FANG durch das "EingliederungSprinzip”

des FRG ersetzt werden ist? sind weder das Eigentum der

Betroffenen noch ihnen etwa zustehende eigentumsgleiehe

Rechte verletzt werden (Arte 14 GG)„ Soweit die Betroffenen

schon konkrete Rechte aus Versicherungsfällen vor dem In—

krafttreten des FANG erworben hatten> ist ihr Besitzstand

durch die Überleitungsvorschriften des Arts 6 55 5 ff FANG

gewahrt werdeno Diejenigen aber„ die wie der Kläger zwar

auf Grund des FAG die Aussicht hatten5 später eine der

darin vorgesehenen Leistungen zu erhalten? für die aber noch

kein Versicherungsfall eingetreten war? aus dem sie danach

schon einen konkreten Anspruch erworben hatten‚ der auch

beim Inkrafttreten des FANG noch bestand9 besaßen damit

keine Rechtsposition$ die nach Art„ 14 GG wie Eigentum

geschützt ware Durch die neue gesetzliche Regelung auf Grund

des FANG mag zwar das Vertrauen des Klägers auf den Bestand

seiner Rechtsposition enttäuscht werden sein; der verfas_

sungsreehtliche Vertrauenssehutz geht aber nicht so weitq

dem Staatsbürger jede Enttäuschung solcher Art zu ersparen
(vglc BVerfG„ Beschluß vom 110 Oktober 1962 in SozR GG Arte

14 Nro 9 A b 4; 6)°

Es widerSpricht auch nicht dem Gleichheitsgrundsatz des}
Art„ 3 GGj‚daß die in der Freien Stadt Danzig vor dem

lo Januar 1940 erworbenen Versieherungszeiten nicht wie

Zeiten bewertet werden‚ für die nach ”früheren Vorschriften

der reichsgesetzlichen Angestelltenversicherung Beiträge

wirksam entrichtet werden sind”„ Wie oben dargelegt: sind

die Beiträge nach dem selbständigen Danziger Recht entriehw

tet werden; sie sind auch durch die Eingliederungsverordnung

keine Zeiten reichsgesetzlicher Versicherung geworden; son“
dern sollten nur nach den näheren Vorschriften der Eingliew

derungsverordnung wie solche Zeiten bewertet werdeno Diese

Art der Bewertung hielt das FAG auch für die von den Versiw

=‚9.„
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cherungsträgern im Bundesgebiet zu übernehmenden Leistungen

aufrecht (@ 5 FAG)? und zwar für alle in den Jahren nach 1937

“eingegliederten” oder wiedereingegliederten Gebiete; also

sowohl für die vor dem Inkrafttreten des Versailler Vertrages

zum Deutschen Reich gehörenden als auch für die erstmals nach

1937 dem Deutschen Reich eingegliederten Gebiete° Wenn nun

der Gesetzgeber in 5 22 BBG für die Bewertung der unter die
@@15 ff BBG fallenden Zeiten nicht mehr die unterschiedlichen

rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse in den Herkunftsw

gebieten maßgebend sein ließ; sondern für alle vom BBG erfaßm

ten Personengruppen (5% l; 17 BBG) und zu berücksichtigenden

Zeiten (5% 15, 16 BBG) eine einheitliche, nur nach Versiche—
rungszweigen und Tätigkeitsmerkmalen unterschiedene Bewertung

vorschrieb‚ so hat er damit nicht willkürlich Ungleiches gleich

behendelt„ sondern? um zu einer für alle nach dem FRG Berechm

tigten gleichen “verallgemeinernden Norm“ zu kommen? zwar ge—
wisse Unterschiede zwischen den ”fremden" Wirtschaftse und

Reehtsgebieten "vernachlässigt“„ damit aber eine gleichmäßige

Behandlung aller vom FRG Erfaßten im Bundesgebiet gesichert„

Der Gesetzgeber hat damit die Grenzen zulässiger Typisierung

nicht überschritten (vglc auch BVerfG 39 155 Abs„ 2)„ Von
dieser Gleichbehandlung sind nicht nur etwa die Vertriebenen

aus Danzig betroffen und auch nicht nur andere nach'5 17 BBG

aus Danziger Zeiten Berechtigte„ sondern auch diejenigen, die

aus anderen Gebieten vertrieben werden sind oder Ansprüche aus
anderen„ nun nach dem EEG zu bewertenden Versicherungszeiten

erworben haben (vglo auch BSG 22? 284 ff)o

Für die Bewertung der vom Kläger in der streitigen Zeit zurücke

gelegten Versicherungszeiten sind demnach allein maßgebend

die Vorschriften des 5 22 EEG und seine Anlagen() Die Revision
rügt zu Unrecht eine Verletzung dieser Vorschrifteno Wenn das

LSG die von der Beklagten vorgenommene Einstufung des Klägers

in die Leistungsgruppe B 2 der Anlage 1 zu @ 22 BBG für rechts

„lo„
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....lo-

mäßig angesehen hat? so hat es dabei die für die Einstufung

geltenden Grundsätze nicht verkannt° Wie das Bundessozial—

gericht (BSG) bereits entschieden hat (BSG 249 113) ergibt

sich für die Auslegung des Begriffs "Angestellte in leiten—

der Stellung mit Aufsichts— und Dispositionsbefugnis" im

Sinne der Leistungsgruppe B l — in die der Kläger eingestuft

werden will — eine Abgrenzung ”nach unten" dadurch, daß

dieser Gruppe solche Beschäftigte zuzuordnen sind‚ deren

Tätigkeit nach Umfang und Bedeutung über die der Angehörigen

der Lcistungsgruppe B 2 hinausragto Ob dies zutrifft; hängt

im wesentlichen davoh aby ob besondere Erfahrungen auf dem

zugewiesenen Tätigkeitsbereich vorliegen9 sei es auf Grund

eines höheren Lebensalters oder auf Grund besonderer Ausbilm

dung? und ferner9 ob die leitende (unternehmerische) oder

beuufsichtigende Funktion mindestens hinsichtlich eines

wesentlichen Bereiches des Unternehmens selbständig und’

selbstverantwortlich wahrgenommen wird„ Die Revision macht

mit Recht geltend9 daß eine allzu enge Auslegung der Bin—

gruppierungsvorschriften nicht dem gesetzgeberischen Willen

entspricht (vglo Eicher? BABl 19659 610 zu 3)° Deshalb wer“
den auch leitende Angestellte? deren Dispositionsbefugnis

sehr umfangreich, wenn auch in einzelnen Punkten eingem

schränkt ist? in die Leistungsgruppe B 1 eingestuft werden

können° Wenn das LSG im vorliegenden Fall dies gleichwohl

abgelehnt hat9 so hatte es hierfür gewichtige Gründe9 name

lich den9 daß der Kläger nur für eine‚ wenn auch verant»

wortungsvolle Teilaufgabe zuständig war und somit‘e ohne

Prokura - nur beschränkte Aufsichts— und Dispositionsbefug—

nisse besaßo Dabei hat es als wesentlichen Umstand auch be—

rücksichtigt? daß er am Ende der streitigen Zeit gerade erst

das 40° Lebensjahr vollendet hato Mit dieser Begründung hält

sich das LSG im Rahmen der für die Abgrenzung der Leistungsm

gruppen B l und B 2 maßgeblichen Grundsätzec Gewiß mag der

Kläger während seiner langjährigen Tätigkeit als Abteilungsm
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leiter auch besondere Erfahrungen erworben und gewisse Aufsichts—

und Dispositionsbefugnisse gehabt haben„ Dabei darf aber nicht

außer acht bleiben; daß der Kläger — wie das LSG festgestellt

hat — zwar schon im Alter von 23 Jahren Handlungsvollmacht er_

hielt; daß er aber nicht etwa zum Prokuristen aufgestiegen ist;

immer nur für eine Teilaufgabe zuständig war und bei seiner Tä_

tigkeit stets dem Weisungsrecht der Direktion unterlag und

daß sich aus diesen vom Kläger nicht angegriffencn Feststelw

lungen des LSG kein Anhalt dafür ergibt‚ daß seine Befugnis“

se im Laufe der Jahre wesentlich erweitert worden seien0 Da—

mit fehlt auch ein Anhalt dafür‚ daß und von wann an etwa

seine Tätigkeit„ seine Verantwortung und seine Aufsichts—

und Dispositionsbefugnisse über die eines Angestellten der

Leistungsgruppe B 2 der Anlage l @ 22 FRG hinausgegangen seien„

Das LSG kam somit zutreffend zu dem Ergebnis? daß der Kläger

der Leistungsgruppe B 2 zuzuordnen seit Die Revision des Kläe

gers muß deshalb zurückgewiesen werden (@ l7o Abs„ 1 SGG)„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG„
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